


T A G E S O R D N U N G

zur 2. Sitzung des Gemeinderats der Stadt Leimen am Donnerstag, dem 24. Februar
2022, 18:30 Uhr in der Aegidiushalle, Pestalozzistraße 5-7 in Leimen-St. Ilgen

- öffentlich -

1. Fragestunde

2. Protokolle
- Protokollbeurkundung
- Benennung von Urkundspersonen

3. Zuwendungen 10/2022
Beschlussfassung über die Annahme von Zuwendungen
nach § 78 Abs. IV GemO

4. Jugendeinrichtungen / Freizeitanlagen 11/2022
Bau Basket 2.0

5. Wasserschutzgebiet Mannheim-Rheinau 12/2022
Stellungnahme der Stadt Leimen zur geplanten Erweiterung

6. Breitbandausbau 13/2022
Breitbandausbau Gauangelloch / „Deutsche Glasfaser“

7. Ortsrecht 14/2022
Änderung der Bekanntmachungssatzung

8. Wochenmarkt 15/2022
Änderung der Wochenmarktsatzung

9. Verschiedenes



TOP 1 - FRAGESTUNDE

zur Gemeinderatssitzung am 24. Februar 2022



TOP 2 - PROTOKOLLE

BENENNUNG DER URKUNDSPERSONEN FÜR DIE SITZUNG VOM
24. Februar 2022–öffentlich –

BEURKUNDUNG DES PROTOKOLLS

Sitzung vom 27. Januar 2022 Stadtrat Feuchter
Stadträtin Kettenmann
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S T A D T V E RW A L T U N G  L E I M E N  
D E R  O B E R B Ü R G E R M E I S T E R  
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Erweiterung des Wasserschutzgebiets Mannheim-Rheinau durch Wegfall 
des Wasserschutzgebiets Eppelheim, Bitte um Stellungnahme 
Hier: Ihr Schreiben vom 03.12.2021, AZ 20160450/67.31-SR, Beteiligung 
der Stadt Leimen gemäß § 95 Wassergesetz Baden-Württemberg 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
sehr geehrter Herr Reimann, 
 
bezugnehmend auf das o. g. Schreiben nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Die Städte Leimen und Heidelberg planen seit längerem ein interkommunales 
Gewerbe- und Industriegebiet „Heidelberg-Leimen“. Die Grenzen dieses Ge-
biets sind in der Anlage 1 dargestellt. 
 
Zu diesem Zweck wurde ein Zweckverband gegründet, mit Datum vom 
18.11.2020 hat das Regierungspräsidium Karlsruhe die Satzung für den Zweck-
verband genehmigt.  
 
Der Zweckverband selbst hat seine Arbeit zum 01.01.2020 aufgenommen. Die 
Planungshoheit für die Erstellung des Bebauungsplans wurde auf den Zweck-
verband übertragen. 
 
Teile des Zweckverbandsgebiets auf Leimener Gemarkung sind bereits bauleit-
planungsrechtlich als Gewerbe-, Sonder- oder Industriegebiet überplant, wäh-
rend die Betriebsflächen der Industriefirmen Heidelberg Cement und Teile von 
Etecs (früher Fa. Eternit) bisher nicht überplant sind. Weiterhin ist das Gebiet 
„Fautenbühl“ mit einer ehemaligen Mülldeponie unbeplant.  
 

Oberbürgermeister  
Hans D. Reinwald 
 
Rathausstr. 8 
69181 Leimen 
 
Telefon:   
(06224) 704-200 

Telefax:  
(06224) 704-250 

 

E-Mail:  
ob@leimen.de 

 

09. Februar 2022 

Stadt Leimen, Postfach 1320, 69171 Leimen 
 

Stadt Mannheim 
-Wasserbehörde- 
z. Hd. Herrn Reimann 
Glückssteinallee 11 
 
68163 Mannheim 
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Hintergrund der Entwicklung eines neuen Gewerbe- und Industriegebiets auf 
Leimener Gemarkung ist die seit Jahrzehnten sehr schlechte finanzielle Aus-
stattung der Stadt Leimen und die beständige Forderung der Rechtsaufsichts-
behörde, die Einnahmen der Stadt Leimen dauerhaft zu erhöhen.  
 
 
Der aktuelle Flächennutzungsplan vom 07.07.2020 weist den Leimener Gemar-
kungsteil am Zweckverbandsgebiet bereits als gewerbliche Baufläche aus.  
 
Die Ausweisung als gewerbliche Baufläche ermöglicht damit eine zukünftige 
Nutzung als Gewerbe- und Industriegebiet sowie die Erhaltung von Bestands-
nutzungen. Weiterhin sind Sonderflächen für großflächigen Einzelhandel aus-
gewiesen.  
 
Eine weitere Möglichkeit für die Entwicklung neuer Gewerbe- und Industriege-
biete in der Ebene wäre zwar noch im Bereich Hagen gegeben, jedoch nicht mit 
dem Flächenpotenzial.  
 
Zudem ist abzusehen, dass größere Industrieflächen im nördlichen Kommunal-
gebiet zukünftig nicht mehr in der jetzigen Art genutzt werden. So läuft die Ge-
nehmigung für die Fa. Heidelberger Cement für den Abbau von Gesteinsmate-
rial im Nußlocher Steinbruch in 2023 aus. Das Werk soll von einem Zementwerk 
auf ein Mahl- und Veredelungswerk umgestellt werden. Die Fa. Eternit nutzt die 
Betriebsfläche größtenteis nicht mehr und möchte sie einer anderen industriel-
len Nutzung zuführen. 
 
Die Entwicklung der gewerblichen und industriellen Flächen auf den nordwest-
lichen Teil von Leimen hat den Vorteil, dass  
 
-die bestehende Mülldeponiefläche im Gewann „Fautenbühl“ einer Nutzung zu-
geführt werden kann.  
-eine Anbindung an das Heidelberger Gewerbegebiet „Rohrbach Süd“ ermög-
licht wird und damit  
-eine Konzentrierung der Gewerbe- und Industriegebiete zum Wohl beider Kom-
munen. 
-ein zukunftsfähiges, leistungsstarkes, innovatives und identitätsstiftendes Ge-
werbe- und Industriegebiet entwickelt werden kann. 
 
 
Der Zweckverband hat deshalb einen Aufstellungsbeschluss für einen Bebau-
ungsplan über das gesamte Zweckverbandsgebiet gefasst, der am 28. 07.2021 
bekanntgegeben wurde. 
 
Ziel des gemeinsamen Bebaungsplan soll sein, bestehende Betriebsflächen so-
wie noch nicht entwickelte Flächen städtebaulich zu ordnen und eine gewerblich 
wie auch industrielle Nutzung zu ermöglichen. Ebenso soll die Entwicklungs-
möglichkeiten bereits bestehender Betriebe gesichert werden.  
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Es ist geplant, das Zweckverbandsgebiet zum einen über eine Durchgangs-
straße mit Straßenbahntrasse zu erschließen, zum anderen über eine S-Bahn-
haltestelle an der Bahnstrecke Heidelberg-Bruchsal.  
 
Daneben soll die Versorgung des zukünftigen Mahlwerks der Fa. Heidelberger 
Cement über die Bahn erfolgen, die bauliche Erweiterungsmaßnahmen an den 
Gleisen erfordern.  
 
Die Ausweitung des ÖPNs sowie die Anbindung an die Bahngleise dienen einer 
klimaneutralen Erschließung und Belieferung des Zweckverbandsgebiets. 
 
Bereits ohne Bewerbung des interkommunalen Gewerbe- und Industriegebiets 
liegen zahlreiche Anfragen großer, namhafter, finanziell gesicherter, teils auch 
internationer Firmen vor. 
 
 
 
Die Schutzbestimmungen des Rechtsverordungsentwurfs laufen den oben dar-
gestelegt Planungen und Zielen in beträchtlichem Maße zuwider.  
 
Eine zukünftige Nutzung als Gewerbe- und Industriegebiet würde massiv 
beeinträchtigt oder gar unmöglich gemacht, Entwicklungsmöglichkeiten 
der bestehenden Industriebetriebe erheblich eingeschränkt werden.  
 
Ggf.bestünde sogar die Gefahr der Betriebsaufgabe der Fa. Heidelberger Ce-
ment. 
 
 
Die Planungen widersprechen den Festlegungen des Flächennutzungsplans, 
der eine Nutzung als Gewerbe- und Industriegebiet festlegt.  
 
Die Anpassungspflicht öffentlicher Planungsträger an den Darstellungen des 
aktuell wirksamen Flächennutzungsplans wurde nicht erfüllt. 
 
Nicht nachvollziehbar ist, dass die Stadt Mannheim im Zuge der Fortschreibung 
des Flächennutzungsplans keine Einwendungen oder zumindest Hinweise auf 
die bereits bestehenden Planungen zur Erweiterung des Wasserschutzgebiets 
abgegeben hatte.  
 
 
§ 6 des Rechtsverordnungsentwurfs enthält die Verbote im Umgang mit was-
sergefährlichen Stoffen, Abwasser und Abfall sowie die Ausnahmen vom Verbot 
für die Schutzzone III B  
 
Allen Ausnahmen größtenteils gemein ist jedoch die Massgabe, dass „eine 
nachteilige Veränderung der Wasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist“ 
 
Bestehende oder zukünftige Betriebe hätten somit mit erhöhten Kosten für Maß-
nahmen zu rechnen, um die nachteilige Veränderung der Wasserqualität zu ver-
hindern. So könnten z. B. mit zusätzlichen Auflagen hinsichtlich der Abreinigung 
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des Niederschlagswassers wie z. B. Absetzbecken mit mechanischer Vorreini-
gung bzw. auch Versickerung über spezielle Substratschichten gefordert wer-
den  
 
 
 
 
§ 7 des Rechtsverordnungsentwurfs regelt die baulichen Nutzungen: 
 
Nach Nr. 1 wäre die „Ausweisung von Industriegebieten“verboten. Somit würde 
das Planungsziel des geplanten Bebauungsplans, die „Ausweisung von Indust-
riegebieten“, mit Rechskraft des Verordnung unmöglich gemacht.  
 
Auch ist das das „Errichten von Industrieanlagen und Gewerbebetrieben, in de-
nen in besonders großem Umfang mit wassergefährdenden Stoffen umgegan-
gen wird oder die aufgrund ihrer Betriebsweise ein erhebliches Risiko für das 
Grundwasser darstellen“ nach § 7 Nr. 6 verboten.  
 
In § 11 Abs. 2 des Rechtsverordungsentwurfs wird zwar geregelt, dass es eine 
Ausnahme für das Errichten und Betreiben von Anlagen gibt, die bereits vor 
Inkrafttreten der Verordnung rechtmäßig zugelassen, errichtet und betrieben 
wurden, jedoch nur im Rahmen des „Betriebs innerhalb der Zulassung“.  
 
Somit würde auch die Entwicklung der bestehenden Industriebetriebe mindes-
tens eingeschränkt oder gar unmöglich gemacht.  
 
Ggf. könnte das Verbot von Rangier- und Güterbahnhöfen nach § 7 Nr. 9 des 
Rechtsverordnungsentwurfs die Anbindung an und die Belieferung über die 
Bahngleise behindern.  
 
 
 
Wie bereits oben erwähnt ist der Leimener Bereich des interkommunalen Ge-
werbe- und Industriegebiets eine der letzten Möglichkeiten, Einnahmen für die 
Stadt Leimen zu generieren. Diese werden dringend für eine langfristig gesi-
cherte Finanzierung der kommunalen Aufgaben und eine geordnete Entwick-
lung von Leimen, auch im Hinblick auf den Klimaschutz, benötigt. Auch sollen 
bestehende Arnbeitsplätze gesichert und neue geschaffen werden. 
 
 
In dem hydrogelogischen Abschlussgutachten vom 23.04.2004 zur Abgrenzung 
eines Wasserschutzgebietes des Wasserwerks „Rheinau“ wird festgestellt, 
dass das Einzugsgebiet bis zum Gebirgsrand reicht (Seite 16), aber vom Ge-
birgsrand nur ein relativ geringer Anteil Grundwasser zufließt (Seite 21).  
 
Die beträchtlichen negativen Folgen für die Stadt Leimen und kostenträchtigen 
EingrIffe in die Rechte der Eigentümer erscheinen angesichts des geringen Zu-
flusses als nicht angemessen.  
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Zudem wurde laut o. g. Gutachten für die Berechnung des Einzugsgebietes 
niedrige Grundwasserverhältnisse und die maximal jährlich erlaubte Entnahme-
menge zugrunde gelegt (Seite 20).  
 
Auch hier ist die Angemessenheit dieser Worst-Case-Betrachtung angesichts 
der beschriebenen Folgen fraglich.  
 
 
Die Abgrenzungen des Wasserschutzgebiets im Osten und Westen über künst-
liche Bauwerke wie Straßen oder auch die Aussparung von Entwicklungsflä-
chen auf Heidelberger Gemarkung (Patrick-Henry-Village) sind für uns nicht 
nachvollziehbar. 
 
 
Befreiungen nach § 10 des Rechtsverordnungsentwurfs setzen den schwierig 
zu erbringenden Nachweis mittels eines Gutachtens voraus, dass keinerlei ne-
gative Auswirkungen auf das Grundwasser zu befürchten sind. Somit wäre auch 
das Instrument der Befreiung nahezu wirkungslos. 
 
 
 
 
Wir lehnen daher die geplante Erweiterung des Wasserschutzgebietes auf 
Leimener Gemarkung aus schärfste ab. Die Flächen sind nicht in den Gel-
tungsbereich des Erweiterungsgebiets aufzunehmen.  
 
Wir behalten uns eine Prüfung der Fachgutachten sowie von Entschädigungen 
nach § 52 Abs. 4 Wasserhaushaltsgesetz vor.  
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Hans D. Reinwald 
Oberbürgermeister 
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WOCHENMARKTSATZUNG DER STADT LEIMEN

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der Fassung vom

24. Juli 2000 (GBl. Seite 581), zuletzt geändert am 2. Dezember 2020 (GBl. Seite

1095) und der §§ 66 bis 71 a der Gewerbeordnung in der Fassung vom 22. Februar

1999 (BGBl. I, Seite 202), zuletzt geändert am 22. Dezember 2020 (BGBl. I, Seite

3334) hat der Gemeinderat der Stadt Leimen folgende Wochenmarktsatzung erlassen:

§ 1 Öffentliche Einrichtungen

Die Stadt Leimen betreibt Wochenmärkte als öffentliche Einrichtung.

§ 2 Marktort-, -zeit und -tag

(1) Die Wochenmärkte der Stadt Leimen finden in der Regel wöchentlich

für Leimen donnerstags auf dem Georgi-Marktplatz,

für Gauangelloch freitags auf dem Rathausplatz statt.

(2) Die Verkaufszeit ist jeweils von 08.00 bis 13.00 Uhr.

(3) Kann der Markt aus irgendeinem Grund auf jeweilig genanntem Platz

nicht durchgeführt werden, kann die Ortspolizeibehörde einen anderen Platz

bestimmen.

(4) Die Ortspolizeibehörde kann aus einem wichtigen Grund einen Markttag

zeitlich verlegen, aufheben oder eine frühere Räumung des Marktplatzes

anordnen.

§ 3 Marktgegenstände

(1) Gegenstände des Wochenmarktes sind:

1. Lebensmittel im Sinne des § 2 des Lebensmittel-Bedarfsgegenstände-

und Futtermittelgesetzbuches (Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch

– LFGB) vom 01.09.2005 in der jeweils gültigen Fassung.

2. Produkte des Obst- und Gartenbaus, der Land- und Forstwirtschaft und

der Fischerei;

3. rohe Naturerzeugnisse mit Ausnahme des größeren Viehs.

(2) Auf den Wochenmärkten dürfen zudem gemäß § 68a Gewerbeordnung

alkoholfreie Getränke und zubereitete Speisen zum Verzehr an Ort und Stelle

verabreicht werden. Im Übrigen gelten für das Verabreichen von

Getränken und zubereiteten Speisen zum Verzehr an Ort und Stelle die

allgemeinen Vorschriften.

(3) Nicht verkauft werden dürfen größere Tiere sowie bewurzelte Bäume und

Sträucher.



§ 4 Handel mit Kleinvieh und Geflügel

(1) Lebende Tiere müssen in reinen und hinreichend geräumigen

Behältnissen zum Markt gebracht werden. Die Reinigung von

Tierkäfigen und Fischgefäßen auf dem Markt ist verboten. Die Tiere sind

schonend zu behandeln.

(2) Es ist insbesondere verboten:

a. Lebende Tiere gefesselt oder in Behältnissen, in denen sie

nicht nebeneinander Platz haben oder aufrecht stehen

können, zum Markt zu bringen, feilzuhalten oder zu verkaufen;

b. Lebendes Geflügel mit nach abwärts hängenden Köpfen an

den Füßen zu tragen oder in Netzen, Säcken oder ähnlichen

Behältnissen ohne festen Boden zu befördern;

c. Lebende Tiere der Sonnenhitze auszusetzen oder ohne

Trinkwasser zu lassen;

(3) Das Schlachten oder Ausnehmen von Geflügel, Kleinvieh und Wild sowie das

Rupfen von Geflügel auf dem Markt ist verboten.

§ 5 Zutritt

Die Verwaltung kann aus sachlich gerechtfertigtem Grund im

Einzelfall den Zutritt je nach den Umständen befristet oder nicht befristet oder räumlich

begrenzt untersagen. Ein sachlich gerechtfertigter Grund liegt insbesondere vor, wenn

gegen diese Satzung oder eine aufgrund dieser Satzung ergangene Anordnung

gröblich oder wiederholt verstoßen wird.

§ 6 Standplätze

(1) Auf dem Marktplatz dürfen Waren nur von einem zugewiesenen Standplatz aus

angeboten und verkauft werden. Es ist nicht erlaubt, den Standplatz

eigenmächtig zu wechseln.

(2) Standplätze werden auf schriftlichen Antrag für bis zu 3, 6 oder 12 Monate

(Dauererlaubnis) oder für einzelne Tage (Tageserlaubnis) zugewiesen. Die

Verwaltung weist die Standplätze nach den marktbetrieblichen Erfordernissen

zu. Es besteht kein Anspruch auf Zuweisung oder Behalten eines bestimmten

Standplatzes. Die Stadt Leimen berücksichtigt bei der Zuweisung die

marktspezifischen Erfordernisse, insbesondere:

a) das bereits auf dem Markt vorhandene Warenangebot

b) den Grundsatz Erzeuger vor Händler

(3) Das Verfahren kann über einen Einheitlichen Ansprechpartner im Sinne des

Gesetzes über Einheitliche Ansprechpartner für das Land Baden-Württemberg

abgewickelt werden, die §§ 42 a und 71 a – 71 e des



Landesverwaltungsverfahrensgesetzes Baden-Württemberg in der jeweils

gültigen Fassung finden Anwendung.

(4) Soweit eine Erlaubnis nicht erteilt oder nicht ausgenutzt wird oder der

Standplatz vor Ablauf der Marktzeit abgegeben ist, kann ausnahmsweise der

Marktaufseher Tageserlaubnisse für den betreffenden Markttag erteilen.

(5) Die Erlaubnis ist nicht übertragbar. Sie kann mit Bedingungen und Auflagen

versehen werden.

(6) Die Erlaubnis kann von der Verwaltung versagt werden, wenn ein sachlich

gerechtfertigter Grund vorliegt. Ein sachlich gerechtfertigter Grund für die

Versagung liegt insbesondere vor, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Benutzer die für die

Teilnahme am Wochenmarkt erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt;

2. von der Stadt Leimen angeforderte Unterlagen nicht fristgerecht

vorgelegt werden;

3. der zur Verfügung stehende Platz nicht ausreicht.

(7) Die Erlaubnis kann von der Verwaltung widerrufen werden, wenn ein sachlich

gerechtfertigter Grund vorliegt. Ein sachlich gerechtfertigter Grund für den

Widerruf liegt insbesondere vor, wenn

1. der Standplatz wiederholt nicht benutzt wird,

2. der Platz des Wochenmarktes ganz oder teilweise für bauliche

Änderungen oder andere öffentliche Zwecke benötigt wird,

3. der Inhaber der Erlaubnis oder dessen Bedienstete oder Beauftragte

erheblich oder trotz Mahnung wiederholt gegen diese Bestimmungen

dieser Marktsatzung verstoßen haben,

4. ein Standinhaber, die nach der „Satzung über die Erhebung von

Wochenmarktgebühren der Stadt Leimen“ in der jeweils gültigen

Fassung fälligen Gebühren trotz Aufforderung nicht bezahlt.

§ 7 Auf- und Abbau

Waren, Verkaufseinrichtungen und sonstige Betriebsgegenstände

dürfen frühestens eine Stunde vor Beginn der Marktzeit

angefahren, ausgepackt oder aufgestellt werden. Sie müssen

spätestens eine Stunde nach Beendigung der Marktzeit von

Marktplatz entfernt sein und können widrigenfalls auf Kosten des

Standinhabers zwangsweise entfernt werden.

§ 8 Verkaufseinrichtungen

(1) Als Verkaufseinrichtungen auf dem Marktplatz sind nur

Verkaufswagen, Anhänger und Stände zugelassen.



(2) Fahrzeuge, die keine Verkaufseinrichtung oder Teil einer

Verkaufseinrichtung eines von der Verwaltung erlaubten Marktstandes sind,

dürfen während der Marktzeit nicht auf dem Marktplatz abgestellt werden.

(3) Verkaufseinrichtungen dürfen nicht höher als 3 Meter sein,

Kisten und ähnliche Gegenstände nicht höher als 1,40 Meter

gestapelt werden.

(4) Vordächer von Verkaufseinrichtungen dürfen die zugewiesene Grundfläche

nur nach der Verkaufsseite und nur höchstens 1 Meter überragen. Sie

müssen mindestens eine lichte Höhe von 2,10 Metern, gemessen ab

Straßenoberfläche, haben.

(5) Verkaufseinrichtungen müssen standfest sein und dürfen nur in der Weise

aufgestellt werden, dass die Marktoberfläche nicht beschädigt wird. Sie

dürfen ohne Erlaubnis der Verwaltung weder an Bäumen noch an deren

Schutzvorrichtungen noch an Verkehrs-, Energie-,

Fernsprech- oder ähnlichen Einrichtungen befestigt werden.

(6) Die Standinhaber haben an ihren Verkaufsständen an gut

sichtbarer Stelle ihren Familiennamen und mindestens einen

ausgeschriebenen Vornamen sowie ihre Anschrift in deutlich

lesbarer Schrift anzubringen. Standinhaber, die eine Firma führen, haben

außerdem ihre Firma in der vorbezeichneten Weise anzugeben.

(7) Das Anbringen von anderen als in Absatz 5 genannten

Schildern, Anschriften und Plakaten sowie jede sonstige Reklame ist nur

innerhalb der Verkaufseinrichtungen in angemessenem, üblichen Rahmen

gestattet und nur soweit es mit dem Geschäftsbetrieb des Standinhabers in

Verbindung steht.

(8) In Gängen und Durchfahrten darf nichts abgestellt werden.

§ 9 Verhalten auf dem Wochenmarkt

(1) Alle Teilnehmer am Marktverkehr haben mit dem Betreten des

Wochenmarktes die Bestimmungen dieser Wochenmarktsatzung sowie die

Anordnungen der Verwaltung zu beachten. Die allgemein

geltenden Vorschriften, insbesondere die Gewerbeordnung, die

Preisauszeichnungsverordnung, das Lebensmittel-, Hygiene- und Baurecht

sind zu beachten.

(2) Jeder hat sein Verhalten auf dem Marktplatz und den Zustand

seiner Sachen so einzurichten, dass keine Person oder Sache

geschädigt, gefährdet oder mehr als nach den Umständen

unvermeidbar behindert oder belästigt wird.

(3) Es sind insbesondere unzulässig:

1. Waren im Umhergehen anzubieten;

2. Tiere auf den Marktplatz zu verbringen, ausgenommen

Blindenhunde sowie Tiere, die gemäß dieser Marktsatzung

zugelassen und zum Verkauf auf dem Wochenmarkt bestimmt sind.



(4) Den Beauftragten der zuständigen amtlichen Stellen ist jederzeit

Zutritt zu den Standplätzen und Verkaufseinrichtungen zu gestatten. Alle im

Marktverkehr tätigen Personen haben sich ihnen gegenüber auf Verlangen

auszuweisen.

§ 10 Sauberhaltung des Wochenmarktes

(1) Der Marktplatz darf nicht verunreinigt werden. Abfälle dürfen nicht auf den

Wochenmarkt eingebracht werden.

(2) Die Standinhaber(Marktbeschicker) sind verpflichtet,

1. ihre Standplätze, sowie die angrenzenden Gangflächen während der

Benutzungszeit von Schnee und Eis freizuhalten.

2. dafür zu sorgen, dass Papier und anderes leichtes Material nicht verweht

werden.

3. Verpackungsmaterial, Marktabfälle und marktbedingten Kehricht von

ihren Standplätzen, den angrenzenden Gangflächen und nicht belegten,

unmittelbar benachbarten Ständen in die bereitgestellten Gefäße,

Container oder Geräte einzufüllen und die bezeichneten Flächen vor

Verlassen des Marktes dem Beauftragten der Verwaltung gereinigt zu

übergeben. Soweit offene Gefäße bereitgestellt werden, sind die

Standinhaber verpflichtet Verpackungsmaterial, Abfälle und Kehricht

möglichst

verdichtet einzufüllen. Soweit Gefäße, Container und Geräte nicht

ausreichen oder ausfallen, haben die Standinhaber die Abfälle an den

Stellen abzulegen, die von dem Beauftragten der Verwaltung bezeichnet

werden.

(3) Die Stadt kann sich zur Beseitigung der Abfälle Dritter bedienen.

§ 11 Haftung

(1) Mit der Platzzuweisung übernimmt die Stadt gegenüber den Marktbeschickern

keine Haftung, gleich aus welchem Rechtsgrund. Das gilt auch für die Sicherheit

der von ihnen eingebrachten Waren und Gerätschaften.

(2) Die Martkbeschicker haben die zum Schutz und zur Sicherung ihres Eigentums auf

dem Marktgelände erforderlichen Maßnahmen selbst zu treffen.

(3) Die Marktbeschicker haften der Stadt und Dritten gegenüber für alle Schäden, die

von ihnen, ihren Bediensteten oder Beauftragten im Zusammenhang mit dem

Betrieb ihres Geschäfts entstehen.

(4) Die Stadt übernimmt keine Haftung für Personen- und Sachschäden jeglicher Art,

die dem Marktbeschicker oder Dritten durch Verschulden Dritter oder durch

Elementarereignisse wie Feuer, Sturm oder Überschwemmungen (Hochwasser)

entstehen.



(5) Ein Schadensersatzanspruch gegenüber der Stadt ist ausgeschlossen, wenn der

Markt aus zwingenden Gründen örtlich oder zeitlich verlegt, verkürzt oder

abgesagt werden muss.

(6) Die Stadt haftet für Schäden auf den Wochenmärkten nur bei Vorsatz oder grober

Fahrlässigkeit ihrer Bediensteten.

§ 12 Marktgebühren

Für die Benutzung der Wochenmärkte werden Gebühren nach der Gebührensatzung

der Stadt Leimen für Wochenmärkte erhoben.

§ 13 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 146 Abs. 2 Nr. 5 der Gewerbeordnung handelt,

wer vorsätzlich oder fahrlässig im Wochenmarktverkehr andere als nach § 67 Abs.

1 oder 2 Gewerbeordnung zugelassene Waren feilbietet.

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 142 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung Baden-

Württemberg handelt ferner, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. einer Räumungsaufforderung der Ortspolizeibehörde nach § 2 nicht

nachkommt;

2. nach § 5 trotz Untersagung Zutritt zum Wochenmarkt verschafft;

3. gem. § 6 Waren ohne Erlaubnis der Verwaltung oder trotz Versagung der

Erlaubnis durch die Verwaltung auf dem Markt verkauft, Bedingungen oder

Auflagen der Verwaltung nicht erfüllt oder eigenmächtig den Standplatz

wechselt;

4. entgegen § 6 Abs. 7 Satz 2 seiner Räumungspflicht nicht nachkommt;

5. entgegen § 7 Waren, Verkaufseinrichtungen und sonstige Betriebsgegenstände

früher als eine Stunde vor Beginn der Marktzeit anfährt, auspackt oder aufstellt

oder diese nicht spätestens eine Stunde nach Beendigung der Marktzeit

entfernt. wer entgegen § 8 Abs. 1 eine andere Verkaufseinrichtung als

Verkaufswagen, Anhänger oder Stand benutzt;

6. entgegen § 8 Abs. 2 ein Fahrzeug, dass keine Verkaufseinrichtung oder Teil

einer Verkaufseinrichtung eines von der Verwaltung erlaubten Marktstandes ist,

während der Marktzeit auf dem Marktplatz abstellt;

7. eine Verkaufseinrichtung entgegen der Voraussetzungen des § 8 Abs. 3 bis 4

aufbaut oder aufstellt;

8. der Kennzeichnungspflicht nach § 8 Abs. 5 nicht nachkommt;

9. Plakate, Werbung oder Schilder entgegen § 8 Abs. 6 anbringt;

10.Gänge oder Durchfahrten nach § 8 Abs. 7 verstellt;

11.durch sein Verhalten auf dem Marktplatz und den Zustand seiner Sachen

Personen oder Sachen schädigt, gefährdet oder mehr als nach den Umständen

unvermeidbar behindert oder belästigt;



12.entgegen § 9 Abs. 3 Nr.1 Waren im Umhergehen anbietet;

13. einem Beauftragten der amtlich zuständigen Stelle entgegen § 9 Abs. 4 Satz 1

den Zutritt zu den Standplätzen und Verkaufseinrichtungen verweigert oder sich

diesen gegenüber nicht gemäß § 9 Abs. 4 Satz 2 ausweist;

14. entgegen § 10 Abs. 1 Nr. 1 Standplätze, sowie die angrenzenden Gangflächen

während der Benutzungszeit nicht von Schnee und Eis freihält; entgegen von §

10 Abs. 1 Nr. 2 Papier und andere leichte Materialien nicht gegen Verwehung

durch Wind sichert;

15.entgegen von § 10 Abs. 2 Nr. 3 Verpackungsmaterial, Marktabfälle oder

marktbedingten Kehricht vom Standplätzen, den angrenzenden Gangflächen

oder nicht belegten, unmittelbar benachbarten Ständen nicht in die

bereitgestellten Gefäße, Container oder Geräte einzufüllen und die

bezeichneten Flächen vor Verlassen des Marktes dem Beauftragten der

Verwaltung gereinigt zu übergeben.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 nach §146 Abs. 3 der

Gewerbeordnung und in den Fällen des Absatzes 2 nach § 142 Abs. 2 der

Gemeindeordnung in Verbindung mit § 17 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über

Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 1.000 Euro geahndet werden.

§ 14 Inkrafttreten

(1) Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Wochenmarktsatzung der Stadt Leimen vom 27.07.1990,

zuletzt geändert durch Satzung über die Änderung der Wochenmarktsatzung

vom 28.10.2010, außer Kraft.



Fassung Stand
Aktueller Stand

Fassung Stand Januar
2022

Änderungen

WOCHENMARKTSATZU
NG DER STADT LEIMEN

Aufgrund des § 4 der
Gemeindeordnung von 3.
Oktober 1983 (Ges. Bl. S.
578, berichtigt S. 720)
geändert durch Gesetze
vom 23. Juli 1984 (Ges.
Bl. S. 474) vom 17.
Dezember 1984 (Ges. Bl.
S. 675), vom 16.02.1987
(Ges. Bl. S. 43) und vom
18.05.1987 (Ges. Bl. S.
161) hat der Gemeinderat
der Stadt Leimen am
26.04.1990 für den
Wochenmarkt der Stadt
Leimen folgende
Wochenmarktsatzung
erlassen :

WOCHENMARKTSATZU
NG DER STADT LEIMEN

Aufgrund des § 4 der
Gemeindeordnung für
Baden-Württemberg in der
Fassung vom 24. Juli 2000
(GBl. Seite 581), zuletzt
geändert am 2. Dezember
2020 (GBl. Seite 1095)
und der §§ 66 bis 71 a der
Gewerbeordnung in der
Fassung vom 22. Februar
1999 (BGBl. I, Seite 202),
zuletzt geändert am 22.
Dezember 2020 (BGBl. I,
Seite 3334) hat der
Gemeinderat der Stadt
Leimen folgende
Wochenmarktsatzung
erlassen:

Aufgrund des § 4 der
Gemeindeordnung für
Baden-Württemberg in der
Fassung vom 24. Juli 2000
(GBl. Seite 581), zuletzt
geändert am 2. Dezember
2020 (GBl. Seite 1095)
und der §§ 66 bis 71 a der
Gewerbeordnung in der
Fassung vom 22. Februar
1999 (BGBl. I, Seite 202),
zuletzt geändert am 22.
Dezember 2020 (BGBl. I,
Seite 3334) hat der
Gemeinderat der Stadt
Leimen folgende
Wochenmarktsatzung
erlassen

§ 1 Öffentliche
Einrichtungen
Die Stadt Leimen betreibt
den Wochenmarkt als
öffentliche Einrichtung.

§ 1 Öffentliche
Einrichtungen
Die Stadt Leimen betreibt
Wochenmärkte als
öffentliche Einrichtung.

§ 1 Öffentliche
Einrichtungen
Die Stadt Leimen betreibt
Wochenmärkte als
öffentliche Einrichtung.

§ 2 Marktort-, zeit und-
tag
(1) Der Wochenmarkt
findet jeweils donnerstags
statt. Fällt ein Markttag auf
einen
gesetzlichen Feiertag, so
findet der Markt an dem
vorhergehenden Werktag
statt.
(2) Die
Ortspolizeibehörde kann
aus einem wichtigen
Grund einen Markttag
zeitlich
verlegen, aufheben oder
eine frühere Räumung des
Marktplatzes anordnen.

(1) Die Wochenmärkte der
Stadt Leimen finden in
der Regel wöchentlich

-für Leimen
donnerstags auf
dem Georgi-
Marktplatz
-für den Ortsteil
Gauangelloch,
freitags auf dem
Rathausplatz statt.

(2) Die Verkaufszeit ist
jeweils von 08.00 bis
13.00 Uhr.

(3) Kann der Markt aus
irgendeinem Grund auf
jeweilig genannten
Platz nicht durchgeführt

§ 2 Marktort-, -zeit und -
tag

Der Ortsteil
Gauangelloch wurde mit
Standort aufgenommen

Uhrzeit auf 13.00 Uhr
erweitert



(3) Die Verkaufszeit ist
von 08.00 bis 12.00
Uhr

(4) Der Wochenmarkt
wird auf dem Georgiplatz
durchgeführt. Kann der
Markt aus
irgendeinem Grund auf
dem Georgiplatz nicht
durchgeführt werden, kann
die
Ortspolizeibehörde einen
anderen Platz bestimmen.

werden, kann die
Ortspolizeibehörde
einen anderen Platz
bestimmen.

(4) Die Ortspolizeibehörde
kann aus einem
wichtigen Grund einen
Markttag zeitlich
verlegen, aufheben
oder eine frühere
Räumung des
Marktplatzes anordnen.

§ 3 Marktgegenstände
Gegenstände des
Wochenmarktes sind :
1. Lebensmittel im
Sinne des § 2 des
Lebensmittel-
Bedarfsgegenstände- und
Futtermittelgesetzbuches
(Lebensmittel- und
Futtermittelgesetzbuch –
LFGB) vom
01.09.2005 in der jeweils
gültigen Fassung
2. Produkte des Obst-
und Gartenbaus, der
Land- und Forstwirtschaft
und der
Fischerei,
3. rohe
Naturerzeugnisse mit
Ausnahme des größeren
Viehs.
Nicht verkauft werden
dürfen größere Tiere
sowie bewurzelte Bäume
und Sträucher.

§ 3 Marktgegenstände
(1) Gegenstände des
Wochenmarktes sind:
1. Lebensmittel im
Sinne des § 2 des
Lebensmittel-
Bedarfsgegenstände- und
Futtermittelgesetzbuches
(Lebensmittel- und
Futtermittelgesetzbuch –
LFGB) vom 01.09.2005 in
der jeweils gültigen
Fassung.
2. Produkte des Obst-
und Gartenbaus, der
Land- und Forstwirtschaft
und der Fischerei;
c. rohe
Naturerzeugnisse mit
Ausnahme des größeren
Viehs.
(3) Auf dem
Wochenmarkt dürfen
zudem gemäß § 68a
Gewerbeordnung
alkoholfreie Getränke und
zubereitete Speisen zum
Verzehr an Ort und Stelle
verabreicht werden. Im
Übrigen gelten für das
Verabreichen von
Getränken und
zubereiteten Speisen zum
Verzehr an Ort und Stelle
die allgemeinen
Vorschriften.
(4) Nicht verkauft
werden dürfen größere

§ 3 Marktgegenstände
(1) Gegenstände des
Wochenmarktes sind
1. Lebensmittel im Sinne
des § 2 des Lebensmittel-
Bedarfsgegenstände- und
Futtermittelgesetzbuches
(Lebensmittel- und
Futtermittelgesetzbuch –
LFGB) vom 01.09.2005 in
der jeweils gültigen
Fassung.2.Produkte des
Obst- und Gartenbaus, der
Land- und Forstwirtschaft
und der Fischerei;
3. rohe
Naturerzeugnisse mit
Ausnahme des größeren
Viehs.
(3) Auf dem
Wochenmarkt dürfen
zudem gemäß § 68a
Gewerbeordnung
alkoholfreie Getränke und
zubereitete Speisen zum
Verzehr an Ort und Stelle
verabreicht werden. Im
Übrigen gelten für das
Verabreichen von
Getränken und
zubereiteten Speisen zum
Verzehr an Ort und Stelle
die allgemeinen
Vorschriften.
(4) Nicht verkauft
werden dürfen größere
Tiere sowie bewurzelte
Bäume und Sträucher.



Tiere sowie bewurzelte
Bäume und Sträucher.

§ 4 Handel mit Kleinvieh
und Geflügel
(1) Lebende Tiere
müssen in reinen und
hinreichend geräumigen
Behältnissen zum
Markt gebracht werden.
Die Reinigung von
Tierkäfigen und
Fischgefäßen auf dem
Markt ist verboten. Die
Tiere sind schonend zu
behandeln.
Es ist insbesondere
verboten :
a) Lebende Tiere
gefesselt oder in
Behältnissen, in denen sie
nicht
nebeneinander Platz
haben oder aufrecht
stehen können, zum Markt
zu
bringen, feilzuhalten oder
zu verkaufen;
b) Lebendes Geflügel
mit nach abwärts
hängenden Köpfen an den
Füßen zu tragen oder in
Netzen, Säcken oder
ähnlichen Behältnissen
ohne festen Boden zu
befördern;
c) Lebende Tiere der
Sonnenhitze auszusetzen
oder ohne Trinkwasser zu
lassen;
(2) Das Schlachten
oder Ausnehmen von
Geflügel, Kleinvieh und
Wild sowie das Rupfen
von Geflügel auf dem
Markt ist verboten

§ 4 Handel mit Kleinvieh
und Geflügel
(1) Lebende Tiere
müssen in reinen und
hinreichend geräumigen
Behältnissen zum Markt
gebracht werden. Die
Reinigung von
Tierkäfigen und
Fischgefäßen auf dem
Markt ist verboten. Die
Tiere sind schonend zu
behandeln.
(2) Es ist insbesondere
verboten:
a) Lebende Tiere
gefesselt oder in
Behältnissen, in denen sie
nicht nebeneinander Platz
haben oder aufrecht
stehen
können, zum Markt zu
bringen, feilzuhalten oder
zu verkaufen;
b) Lebendes Geflügel
mit nach abwärts
hängenden Köpfen an
den Füßen zu tragen oder
in Netzen, Säcken oder
ähnlichen
Behältnissen ohne festen
Boden zu befördern;
c. Lebende Tiere der
Sonnenhitze auszusetzen
oder ohne
Trinkwasser zu lassen;
(3) Das Schlachten
oder Ausnehmen von
Geflügel, Kleinvieh und
Wild sowie das Rupfen
von Geflügel auf dem
Markt ist verboten.

§ 4 Handel mit Kleinvieh
und Geflügel
(1) Lebende Tiere müssen
in reinen und hinreichend
geräumigen Behältnissen
zum Markt gebracht
werden. Die Reinigung
von
Tierkäfigen und
Fischgefäßen auf dem
Markt ist verboten. Die
Tiere sind schonend zu
behandeln.
(2) Es ist insbesondere
verboten:
a) Lebende Tiere
gefesselt oder in
Behältnissen, in denen sie
nicht nebeneinander Platz
haben oder aufrecht
stehen können, zum Markt
zu bringen, feilzuhalten
oder zu verkaufen;
b)Lebendes Geflügel mit
nach abwärts hängenden
Köpfen an
den Füßen zu tragen oder
in Netzen, Säcken oder
ähnlichen
Behältnissen ohne festen
Boden zu befördern;
c) Lebende Tiere der
Sonnenhitze auszusetzen
oder ohne
Trinkwasser zu lassen;
(3) Das Schlachten
oder Ausnehmen von
Geflügel, Kleinvieh und
Wild sowie das Rupfen
von Geflügel auf dem
Markt ist verboten.

§ 5 Zutritt
Die Verwaltung kann aus
sachlich gerechtfertigtem

§ 5 Zutritt Keine Änderung



Grund im Einzelfall den
Zutritt je nach den
Umständen befristet oder
nicht befristet oder
räumlich begrenzt
untersagen. Ein sachlich
gerechtfertigter Grund liegt
insbesondere vor, wenn
gegen diese Satzung
oder eine aufgrund dieser
Satzung ergangene
Anordnung gröblich oder
wiederholt verstoßen wird.

Die Verwaltung kann aus
sachlich gerechtfertigtem
Grund im
Einzelfall den Zutritt je
nach den Umständen
befristet oder nicht
befristet oder räumlich
begrenzt untersagen. Ein
sachlich gerechtfertigter
Grund liegt insbesondere
vor, wenn gegen diese
Satzung oder eine
aufgrund dieser Satzung
ergangene Anordnung
gröblich oder wiederholt
verstoßen wird.

§ 6 Standplätze
(1) Auf dem Marktplatz
dürfen Waren
nur von einem
zugewiesenen
Standplatz aus angeboten
und
verkauft werden. Es ist
nicht erlaubt, den
Standplatz eigenmächtig
zu wechseln.
(2) Standplätze
werden auf schriftlichen
Antrag für bis zu 3, 6 oder
12 Monate
(Dauererlaubnis) oder für
einzelne Tage
(Tageserlaubnis)
zugewiesen. Es besteht
kein Anspruch auf
Zuweisung oder Behalten
eines bestimmten
Standplatzes. Die Stadt
Leimen berücksichtigt bei
der Zuweisung die
marktspezifischen
Erfordernisse,
insbesondere:
a) das bereits auf dem
Markt vorhandene
Warenangebot
b) den Grundsatz
Erzeuger vor Händler

§ 6 Standplätze
(1) Auf dem Marktplatz
dürfen Waren nur von
einem zugewiesenen
Standplatz aus angeboten
und verkauft werden. Es
ist nicht erlaubt, den
Standplatz eigenmächtig
zu wechseln.
(2) Standplätze werden
auf schriftlichen Antrag für
bis zu 3, 6 oder 12 Monate
(Dauererlaubnis) oder für
einzelne Tage
(Tageserlaubnis)
zugewiesen. Die
Verwaltung weist die
Standplätze nach den
marktbetrieblichen
Erfordernissen zu. Es
besteht kein Anspruch auf
Zuweisung oder Behalten
eines bestimmten
Standplatzes. Die Stadt
Leimen berücksichtigt bei
der Zuweisung die
marktspezifischen
Erfordernisse,
insbesondere:
a) das bereits auf dem
Markt vorhandene
Warenangebot

§ 6 Standplätze
(1) Auf dem Marktplatz
dürfen Warennur von
einem
zugewiesenenStandplatz
aus angeboten und
verkauft werden. Es ist
nicht erlaubt, den
Standplatz eigenmächtig
zu wechseln.
(2) Standplätze werden
auf schriftlichen Antrag für
bis zu 3, 6 oder 12 Monate
(Dauererlaubnis) oder für
einzelne Tage
(Tageserlaubnis)
zugewiesen. Die
Verwaltung weist die
Standplätze nach den
marktbetrieblichen
Erfordernissen zu. Es
besteht kein Anspruch auf
Zuweisung oder Behalten
eines bestimmten
Standplatzes. Die Stadt
Leimen berücksichtigt bei
der Zuweisung die
marktspezifischen
Erfordernisse,
insbesondere:
a) das bereits auf dem
Markt vorhandene
Warenangebot



c) die zeitliche
Reihenfolge des
Bewerbungseingangs.
(3) Das Verfahren kann
über einen Einheitlichen
Ansprechpartner im Sinne
des Gesetzes über
Einheitliche
Ansprechpartner für das
Land BadenWürttemberg
abgewickelt werden, die
§§ 42 a und 71 a – 71 e
des
Landesverwaltungsverfahr
ensgesetzes Baden-
Württemberg in der jeweils
gültigen Fassung finden
Anwendung.
(4) Bewerber können
abgewiesen werden,
insbesondere wenn
a) der zur Verfügung
stehende
Platz vollständig
zugewiesen ist
b) der Markthändler
eine Warenart anbieten
will, die bereits
ausreichend auf dem
Wochenmarkt vertreten ist.
(5) Die Erlaubnis kann
von der Stadt
Leimen widerrufen
werden, wenn ein
sachlich gerechtfertigter
Grund vorliegt. Ein
sachlich gerechtfertigter
Grund für den Widerruf
liegt insbesondere vor,
wenn
a) der Standplatz
wiederholt nicht benutzt
wird
b) der Platz des
Wochenmarktes
ganz oder teilweise für
bauliche Änderungen oder
andere öffentliche Zwecke
benötigt wird
c) der Inhaber der
Erlaubnis oder

b) den Grundsatz
Erzeuger vor Händler
(3) Das Verfahren kann
über einen Einheitlichen
Ansprechpartner im Sinne
des Gesetzes über
Einheitliche
Ansprechpartner für das
Land BadenWürttemberg
abgewickelt werden, die
§§ 42 a und 71 a – 71 e
des
Landesverwaltungsverfahr
ensgesetzes Baden-
Württemberg in der jeweils
gültigen Fassung finden
Anwendung.
(4) Soweit eine

Erlaubnis nicht erteilt oder
nicht ausgenutzt wird oder
der Standplatz vor Ablauf
der Marktzeit abgegeben
ist, kann ausnahmsweise
der Marktaufseher
Tageserlaubnisse für den
betreffenden Markttag
erteilen.
(5) Die Erlaubnis ist
nicht übertragbar. Sie
kann mit Bedingungen
und Auflagen versehen
werden.
(6) Die Erlaubnis kann
von der Verwaltung
versagt werden, wenn ein
sachlich gerechtfertigter
Grund vorliegt. Ein
sachlich
gerechtfertigter Grund für
die Versagung liegt
insbesondere vor, wenn
1. Tatsachen die
Annahme rechtfertigen,
dass der Benutzer die für
die Teilnahme am
Wochenmarkt
erforderliche
Zuverlässigkeit nicht
besitzt:
2. von der Stadt
Leimen angeforderte

b) den Grundsatz
Erzeuger vor Händler
(3) Das Verfahren kann
über einen Einheitlichen
Ansprechpartner im Sinne
des Gesetzes über
Einheitliche
Ansprechpartner für das
Land BadenWürttemberg
abgewickelt werden, die
§§ 42 a und 71 a – 71 e
des
Landesverwaltungsverfahr
ensgesetzes Baden-
Württemberg in der jeweils
gültigen Fassung finden
Anwendung.
(5) (4) Soweit eine
Erlaubnis nicht erteilt oder
nicht ausgenutzt wird oder
der Standplatz vor Ablauf
der Marktzeit abgegeben
ist, kann ausnahmsweise
der Marktaufseher
Tageserlaubnisse für den
betreffenden Markttag
erteilen.
(5) Die Erlaubnis ist
nicht übertragbar. Sie
kann mit Bedingungen
und Auflagen versehen
werden.
Die Erlaubnis kann von
der Verwaltung versagt
werden, wenn ein sachlich
gerechtfertigter Grund
vorliegt. Ein sachlich
gerechtfertigter Grund für
die Versagung liegt
insbesondere vor, wenn
1. Tatsachen die
Annahme rechtfertigen,
dass der Benutzer die für
die Teilnahme am
Wochenmarkt
erforderliche
Zuverlässigkeit nicht
besitzt:
2. von der Stadt
Leimen angeforderte
Unterlagen nicht



dessen Bedienstete oder
Beauftragte erheblich oder
trotz Mahnung wiederholt
gegen die
Bestimmungen der
Marktsatzung verstoßen
haben
d) ein Standinhaber
die fälligen
Wochenmarktgebühren
nach der Satzung über die
Erhebung von
Wochenmarktgebühren
der Stadt Leimen trotz
Aufforderung nicht bezahlt.
Wird die Erlaubnis
widerrufen, kann die Stadt
Leimen die sofortige
Räumung des
Standplatzes verlangen.

Unterlagen nicht
fristgerecht vorgelegt
werden;
3. der zur Verfügung
stehende Platz nicht
ausreicht.
(7) Die Erlaubnis kann
von der Verwaltung
widerrufen werden,
wenn ein sachlich
gerechtfertigter Grund
vorliegt. Ein sachlich
gerechtfertigter Grund für
den Widerruf liegt
insbesondere vor, wenn
1. der Standplatz
wiederholt nicht benutzt
wird,
2. der Platz des
Wochenmarktes ganz oder
teilweise für bauliche
Änderungen oder andere
öffentliche Zwecke
benötigt wird,
3. der Inhaber der
Erlaubnis oder dessen
Bedienstete oder
Beauftragte erheblich oder
trotz Mahnung wiederholt
gegen diese
Bestimmungen dieser
Marktsatzung verstoßen
haben,
4. ein Standinhaber,
die nach der „Satzung
über die Erhebung von
Wochenmarktgebühren
der Stadt Leimen“ in der
jeweils gültigen Fassung
fälligen Gebühren trotz
Aufforderung nicht bezahlt.

Wird die Erlaubnis
widerrufen, kann die
Verwaltung die sofortige
Räumung des
Standplatzes verlangen.

fristgerecht vorgelegt
werden;
3. der zur Verfügung
stehende Platz nicht
ausreicht.
(7) Die Erlaubnis kann
von der Verwaltung
widerrufen werden,
wenn ein sachlich
gerechtfertigter Grund
vorliegt. Ein sachlich
gerechtfertigter Grund für
den Widerruf liegt
insbesondere vor, wenn
1. der Standplatz
wiederholt nicht benutzt
wird,
2. der Platz des
Wochenmarktes ganz oder
teilweise für bauliche
Änderungen oder andere
öffentliche Zwecke
benötigt wird,
3. der Inhaber der
Erlaubnis oderdessen
Bedienstete oder
Beauftragte erheblich oder
trotz Mahnung wiederholt
gegen diese
Bestimmungen dieser
Marktsatzung verstoßen
haben;
4. ein Standinhaber,
die
Wochenmarktgebühren
nach der „Satzung über
die Erhebung von
Wochenmarktgebühren
der Stadt Leimen“ in der
jeweils gültigen Fassung
fälligen Gebühren trotz
Aufforderung nicht bezahlt.

Wird die Erlaubnis
widerrufen, kann die Stadt
Leimen die sofortige
Räumung des
Standplatzes verlangen.

§ 7 Auf- und Abbau § 7 Auf- und Abbau Keine Änderung



Waren,
Verkaufseinrichtungen und
sonstige
Betriebsgegenstände
dürfen frühestens eine
Stunde vor Beginn der
Marktzeit angefahren,
ausgepackt oder
aufgestellt werden. Sie
müssen spätestens eine
Stunde nach Beendigung
der Marktzeit von
Marktplatz entfernt sein
und können widrigenfalls
auf Kosten des
Standinhabers
zwangsweise entfernt
werden.

Waren,
Verkaufseinrichtungen und
sonstige
Betriebsgegenstände
dürfen frühestens eine
Stunde vor Beginn der
Marktzeit angefahren,
ausgepackt oder
aufgestellt werden. Sie
müssen spätestens eine
Stunde nach Beendigung
der Marktzeit von
Marktplatz entfernt sein
und können widrigenfalls
auf Kosten des
Standinhabers
zwangsweise entfernt
werden.

§ 8
Verkaufseinrichtungen
(1) Als
Verkaufseinrichtungen auf
dem Marktplatz sind nur
Verkaufswagen, Anhänger
und Stände zugelassen.
Sonstige Fahrzeuge
dürfen während der
Marktzeit auf dem
Marktplatz nicht abgestellt
werden.
(2)
Verkaufseinrichtungen
dürfen nicht höher als 3
Meter sein, Kisten und
ähnliche
Gegenstände nicht höher
als 1,40 Meter gestapelt
werden.
(3) Vordächer von
Verkaufseinrichtungen
dürfen die zugewiesene
Grundfläche nur
nach der Verkaufsseite
und nur höchstens 1 Meter
überragen. Sie müssen
mindestens eine lichte
Höhe von 2,10 Metern,
gemessen ab
Straßenoberfläche, haben.

§ 8
Verkaufseinrichtungen
(1) Als
Verkaufseinrichtungen auf
dem Marktplatz sind nur
Verkaufswagen, Anhänger
und Stände zugelassen.
(2) Fahrzeuge, die
keine Verkaufseinrichtung
oder Teil einer
Verkaufseinrichtung eines
von der Verwaltung
erlaubten Marktstandes
sind, dürfen während der
Marktzeit nicht auf dem
Marktplatz abgestellt
werden.
(3) Verkaufseinrichtungen
dürfen nicht höher als 3
Meter sein, Kisten und
ähnliche Gegenstände
nicht höher als 1,40 Meter
gestapelt werden.
(4) Vordächer von
Verkaufseinrichtungen
dürfen die zugewiesene
Grundfläche nur nach der
Verkaufsseite und nur
höchstens 1 Meter
überragen. Sie müssen
mindestens eine lichte

§ 8
Verkaufseinrichtungen
(1) Als
Verkaufseinrichtungen auf
dem Marktplatz sind nur
Verkaufswagen, Anhänger
und Stände zugelassen.
(2) Fahrzeuge, die keine
Verkaufseinrichtung oder
Teil einer
Verkaufseinrichtung eines
von der Verwaltung
erlaubten Marktstandes
sind, dürfen während der
Marktzeit nicht auf
demMarktplatz abgestellt
werden.(3)
Verkaufseinrichtungen
dürfen nicht höher als 3
Meter sein, Kisten und
ähnliche Gegenstände
nicht höher als 1,40 Meter
gestapelt werden.
(4) Vordächer von
Verkaufseinrichtungen
dürfen die zugewiesene
Grundfläche nur nach der
Verkaufsseite und nur
höchstens 1 Meter
überragen. Sie müssen
mindestens eine lichte



(4)
Verkaufseinrichtungen
müssen standfest sein und
dürfen nur in der Weise
aufgestellt werden, daß
die Marktoberfläche nicht
beschädigt wird.
Sie dürfen ohne Erlaubnis
der Verwaltung weder an
Bäumen noch an deren
Schutzvorrichtungen noch
an Verkehrs-, Energie,
Fernsprech- oder
ähnlichen Einrichtung
befestigt werden.
(5) Die Standinhaber
haben an ihren
Verkaufsständen an gut
sichtbarer Stelle ihren
Familiennamen,
mindestens einen
ausgeschriebenen
Vornamen sowie ihre
Anschrift in deutlich
lesbarer Schrift
anzubringen.
Standinhaber, die eine
Firma führen, haben
außerdem ihre Firma in
der vorbezeichneten
Weise anzugeben.
(6) Das Anbringen von
anderen als in Absatz 5
genannten Schildern,
Anschriften und Plakaten
sowie jede sonstige
Reklame ist nur innerhalb
der Verkaufseinrichtungen
in angemessenem,
üblichen Rahmen gestattet
und nur soweit es mit dem
Geschäftsbetrieb des
Standinhabers in
Verbindung steht.
(7) In Gängen und
Durchfahrten darf nichts
abgestellt werden

Höhe von 2,10 Metern,
gemessen ab
Straßenoberfläche, haben.
(5) Verkaufseinrichtungen
müssen standfest sein und
dürfen nur in der Weise
aufgestellt werden, dass
die Marktoberfläche nicht
beschädigt wird. Sie
dürfen ohne Erlaubnis der
Verwaltung weder an
Bäumen noch an deren
Schutzvorrichtungen noch
an Verkehrs-, Energie,
Fernsprech- oder
ähnlichen Einrichtung
befestigt werden.
(6) Die Standinhaber
haben an ihren
Verkaufsständen an gut
sichtbarer Stelle ihren
Familiennamen und
mindestens einen
ausgeschriebenen
Vornamen sowie ihre
Anschrift in deutlich
lesbarer Schrift
anzubringen.
Standinhaber, die eine
Firma führen, haben
außerdem ihre Firma in
der vorbezeichneten
Weise anzugeben.
(7) Das Anbringen von
anderen als in Absatz 5
genannten
Schildern, Anschriften und
Plakaten sowie jede
sonstige Reklame ist nur
innerhalb der
Verkaufseinrichtungen in
angemessenem, üblichen
Rahmen gestattet und nur
soweit es mit dem
Geschäftsbetrieb des
Standinhabers in
Verbindung steht.
(8) In Gängen und
Durchfahrten darf nichts
abgestellt werden.

Höhe von 2,10 Metern,
gemessen ab
Straßenoberfläche, haben.
(5) Verkaufseinrichtungen
müssen standfest sein und
dürfen nur in der Weise
aufgestellt werden,dass
die Marktoberfläche nicht
beschädigt wird. Sie
dürfen ohne Erlaubnis der
Verwaltung weder an
Bäumen noch an deren
Schutzvorrichtungen noch
an Verkehrs-, Energie,
Fernsprech- oder
ähnlichen Einrichtung
befestigt werden.
(6) Die Standinhaber
haben an ihren
Verkaufsständen an gut
sichtbarer Stelle ihren
Familiennamen und
mindestens einen
ausgeschriebenen
Vornamen sowie ihre
Anschrift in deutlich
lesbarer Schrift
anzubringen.
Standinhaber, die eine
Firma führen, haben
außerdem ihre Firma in
der vorbezeichneten
Weise anzugeben.
(7) Das Anbringen von
anderen als in Absatz 5
genannten
Schildern, Anschriften und
Plakaten sowie jede
sonstige Reklame ist nur
innerhalb der
Verkaufseinrichtungen in
angemessenem, üblichen
Rahmen gestattet und nur
soweit es mit dem
Geschäftsbetrieb des
Standinhabers in
Verbindung steht.
(8) In Gängen und

Durchfahrten darf nichts
abgestellt werden.



§ 9 Verhalten auf dem
Wochenmarkt
(1) Alle Teilnehmer am
Marktverkehr haben mit
dem Betreten des
Wochenmarktes die
Bestimmungen dieser
Wochenmarktsatzung
sowie die Anordnungen
der Verwaltung zu
beachten. Die allgemein
geltenden Vorschriften,
insbesondere die
Gewerbeordnung, die
Preisauszeichnungsverord
nung, das Lebensmittel-,
Hygiene und Baurecht
sind zu beachten.
(2) Jeder hat sein
Verhalten auf dem
Marktplatz und den
Zustand seiner Sachen so
einzurichten, dass keine
Person oder Sache
geschädigt, gefährdet oder
mehr als nach den
Umständen unvermeidbar
behindert oder belästigt
wird.
(3) Es sind
insbesondere unzulässig:
1. Waren im Umhergehen
anzubieten.
2. Tiere auf den Marktplatz
zu verbringen,
ausgenommen
Blindenhunde sowie Tiere,
die gemäß dieser
Marktsatzung zugelassen
und zum Verkauf auf dem
Wochenmarkt bestimmt
sind.
3. Motorräder, Mopeds
oder ähnliche Fahrzeuge
mitzuführen.
(4) Den Beauftragten
der zuständigen amtlichen
Stellen ist jederzeit Zutritt
zu den Standplätzen und
Verkaufseinrichtungen zu

§ 9 Verhalten auf dem
Wochenmarkt
(1) Alle Teilnehmer am
Marktverkehr haben mit
dem Betreten des
Wochenmarktes die
Bestimmungen dieser
Wochenmarktsatzung
sowie die Anordnungen
der Verwaltung zu
beachten. Die allgemein
geltenden Vorschriften,
insbesondere die
Gewerbeordnung, die
Preisauszeichnungsverord
nung, das Lebensmittel-,
Hygiene- und Baurecht
sind zu beachten.
(2) Jeder hat sein
Verhalten auf dem
Marktplatz und den
Zustand seiner Sachen so
einzurichten, dass keine
Person oder Sache
geschädigt, gefährdet oder
mehr als nach den
Umständen unvermeidbar
behindert oder belästigt
wird.
(3) Es sind
insbesondere unzulässig:
1. Waren im
Umhergehen anzubieten;
2. Tiere auf den
Marktplatz zu verbringen,
ausgenommen
Blindenhunde sowie Tiere,
die gemäß dieser
Marktsatzung zugelassen
und zum Verkauf auf dem
Wochenmarkt bestimmt
sind.
(4) Den Beauftragten
der zuständigen amtlichen
Stellen ist jederzeit
Zutritt zu den Standplätzen
und Verkaufseinrichtungen
zu gestatten. Alle im
Marktverkehr tätigen
Personen haben sich

§ 9 Verhalten auf dem
Wochenmarkt

(1) Alle Teilnehmer am
Marktverkehr haben
mit dem Betreten
des
Wochenmarktes die
Bestimmungen
dieser
Wochenmarktsatzu
ng sowie die
Anordnungen der
Verwaltung zu
beachten. Die
allgemein

geltenden Vorschriften,
insbesondere die
Gewerbeordnung, die
Preisauszeichnungsverord
nung, das Lebensmittel-,
Hygiene- und Baurecht
sind zu beachten.
(2) Jeder hat sein
Verhalten auf dem
Marktplatz und den
Zustand seiner Sachen so
einzurichten, dass keine
Person oder Sache
geschädigt, gefährdet oder
mehr als nach den
Umständen unvermeidbar
behindert oder belästigt
wird.
(3) Es sind insbesondere
unzulässig:
1. Waren im Umhergehen
anzubieten;
2.Tiere auf den Marktplatz
zu verbringen,
ausgenommen
Blindenhunde sowie Tiere,
die gemäß dieser
Marktsatzung zugelassen
und zum Verkauf auf dem
Wochenmarkt bestimmt
sind.
(4) Den Beauftragten
der zuständigen amtlichen
Stellen ist jederzeit



gestatten. Alle im
Marktverkehr tätigen
Personen haben sich
ihnen gegenüber auf
Verlangen auszuweisen.

ihnen gegenüber auf
Verlangen auszuweisen.

Zutritt zu den Standplätzen
und Verkaufseinrichtungen
zu gestatten. Alle im
Marktverkehr tätigen
Personen haben sich
ihnen gegenüber auf
Verlangen auszuweisen.

§ 10 Sauberhaltung des
Wochenmarktes
(1) Der Marktplatz darf
nicht verunreinigt werden.
Abfälle dürfen nicht auf
den Wochenmarkt
eingebracht werden.
(2) Die Standinhaber
sind verpflichtet,
1. ihre Standplätze, sowie
die angrenzenden
Gangflächen während der
Benutzungszeit von
Schnee und Eis
freizuhalten.
2. dafür zu sorgen, daß
Papier und anderes
leichtes Material nicht
verweht
werden.
3. Verpackungsmaterial,
Marktabfälle und
marktbedingten Kehricht
von ihren Standplätzen,
den angrenzenden
Gangflächen und nicht
belegten, unmittelbar
benachbarten Ständen in
die bereitgestellten
Gefäße, Container oder
Geräte einzufüllen und die
bezeichneten Flächen vor
Verlassen des Marktes
dem Beauftragten der
Verwaltung gereinigt zu
übergeben. Soweit offene
Gefäße bereitgestellt
werden, sind die
Standinhaber verpflichtet
Verpackungsmaterial,
Abfälle und Kehricht
möglichst verdichtet
einzufüllen. Soweit

§ 10 Sauberhaltung des
Wochenmarktes
(1) Der Marktplatz darf
nicht verunreinigt werden.
Abfälle dürfen nicht auf
den Wochenmarkt
eingebracht werden.
(2) Die Standinhaber
sind verpflichtet,
1. ihre Standplätze,
sowie die angrenzenden
Gangflächen während der
Benutzungszeit von
Schnee und Eis
freizuhalten.
2. dafür zu sorgen,
dass Papier und anderes
leichtes Material nicht
verweht werden.
3.

Verpackungsmateri
al, Marktabfälle und
marktbedingten Kehricht
von ihren Standplätzen,
den angrenzenden
Gangflächen und nicht
belegten, unmittelbar
benachbarten Ständen in
die bereitgestellten
Gefäße, Container oder
Geräte einzufüllen und die
bezeichneten Flächen vor
Verlassen des Marktes
dem Beauftragten der
Verwaltung gereinigt zu
übergeben. Soweit offene
Gefäße bereitgestellt
werden, sind die
Standinhaber verpflichtet
Verpackungsmaterial,
Abfälle und Kehricht
möglichst

§ 10 Sauberhaltung des
Wochenmarktes
(1) Der Marktplatz darf
nicht verunreinigt werden.
Abfälle dürfen nicht auf
den Wochenmarkt
eingebracht werden.
(2) Die Standinhaber sind
verpflichtet,
1. ihre Standplätze, sowie
die angrenzenden
Gangflächen während der
Benutzungszeit von
Schnee und Eis
freizuhalten.
2. dafür zu sorgen, dass
Papier und anderes
leichtes Material nicht
verweht werden.
3. Verpackungsmaterial,
Marktabfälle und
marktbedingten Kehricht
von ihren Standplätzen,
den angrenzenden
Gangflächen und nicht
belegten, unmittelbar
benachbarten Ständen in
die bereitgestellten
Gefäße, Container oder
Geräte einzufüllen und die
bezeichneten Flächen vor
Verlassen des Marktes
dem Beauftragten der
Verwaltung gereinigt zu
übergeben. Soweit offene
Gefäße bereitgestellt
werden, sind die
Standinhaber verpflichtet
Verpackungsmaterial,
Abfälle und Kehricht
möglichst verdichtet
einzufüllen. Soweit
Gefäße, Container und



Gefäße, Container und
Geräte nicht ausreichen
oder ausfallen, haben die
Standinhaber die Abfälle
an den Stellen abzulegen,
die von dem Beauftragten
der Verwaltung bezeichnet
werden.
(3) Die Stadt kann sich
zur Beseitigung der Abfälle
Dritter bedienen

verdichtet einzufüllen.
Soweit Gefäße, Container
und Geräte nicht
ausreichen oder ausfallen,
haben die Standinhaber
die Abfälle an den Stellen
abzulegen, die von dem
Beauftragten der
Verwaltung bezeichnet
werden.
(3) Die Stadt kann sich
zur Beseitigung der Abfälle
Dritter bedienen.

Geräte nicht ausreichen
oder ausfallen, haben die
Standinhaber die Abfälle
an den Stellen abzulegen,
die von dem Beauftragten
der Verwaltung bezeichnet
werden.
(3) Die Stadt kann sich zur
Beseitigung der Abfälle
Dritter bedienen.

§ 11 Haftung
Die Stadt haftet für
Schäden auf den
Wochenmärkten nur bei
Vorsatz oder grober
Fahrlässigkeit ihrer
Bediensteten.

§ 11 Haftung
(1) Die Stadt haftet für
Schäden auf den
Wochenmärkten nur bei
Vorsatz oder grober
Fahrlässigkeit ihrer
Bediensteten.
(2) Mit der
Standplatzvergabe durch
die Stadt Leimen
übernimmt diese keinerlei
Haftung für die Sicherheit
der mitgebrachten Waren
oder sonstigen
Gegenständen der
Marktteilnehmer.

§ 11 Haftung
(1) (Mit der

Platzzuweisung
übernimmt die Stadt
gegenüber den
Marktbeschickern
keine Haftung,
gleich aus welchem
Rechtsgrund. Das
gilt auch für die
Sicherheit der von
ihnen eingebrachten
Waren und
Gerätschaften.

(2) Die Martkbeschicker
haben die zum
Schutz und zur
Sicherung ihres
Eigentums auf dem
Marktgelände
erforderlichen
Maßnahmen selbst
zu treffen.

(3) Die Marktbeschicker
haften der Stadt und
Dritten gegenüber
für alle Schäden, die
von ihnen, ihren
Bediensteten oder
Beauftragten im
Zusammenhang mit
dem Betrieb ihres
Geschäfts
entstehen.

(4) Die Stadt übernimmt
keine Haftung für
Personen- und



Sachschäden
jeglicher Art, die
dem
Marktbeschicker
oder Dritten durch
Verschulden Dritter
oder durch
Elementarereigniss
e wie Feuer, Sturm
oder
Überschwemmunge
n (Hochwasser)
entstehen.

(5) Ein
Schadensersatzans
pruch gegenüber
der Stadt ist
ausgeschlossen,
wenn der Markt aus
zwingenden
Gründen örtlich oder
zeitlich verlegt,
verkürzt oder
abgesagt werden
muss.

(6) Die Stadt haftet für
Schäden auf den
Wochenmärkten nur
bei Vorsatz oder
grober
Fahrlässigkeit ihrer
Bediensteten.

§ 12 Marktgebühren
Für die Benutzung der
Wochenmärkte werden
Gebühren nach der
Gebührensatzung der
Stadt Leimen für
Wochenmärkte erhoben.

Neu eingefügt

§ 12
Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im
Sinne des § 146 Abs. 2 Nr.
5 der Gewerbeordnung
handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig im
Wochenmarktverkehr
andere als nach § 67 Abs.

§ 13
Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im
Sinne des § 146 Abs. 2 Nr.
5 der Gewerbeordnung
handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig im
Wochenmarktverkehr
andere als nach § 67 Abs.

§ 13
Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig im
Sinne des § 146 Abs. 2 Nr.
5 der Gewerbeordnung
handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig im
Wochenmarktverkehr
andere als nach § 67 Abs.



1 oder 2 Gewerbeordnung
zugelassene Waren
feilbietet.
(2) Ordnungswidrig im
Sinne von §
142 Abs. 1 Nr. 1 der
Gewerbeordnung Baden-
Württemberg handelt
ferner, wer vorsätzlich
oder fahrlässig
1. sich entgegen § 5 Zutritt
zum
Markt beschafft,
2. entgegen § 6 Abs. 1
einen nicht
zugewiesenen Standplatz
einnimmt,
3. entgegen § 7 den
Standplatz nicht
zeitgerecht aufbaut oder
räumt,
4. den Vorschriften des § 8
Abs. 1-4
über
Verkaufseinrichtungen
zuwiderhandelt,
5. gegen die Vorschriften
des § 8
Abs. 6 über Plakate und
Werbung
verstößt,
6. entgegen § 8 Abs. 7
Dinge in den
Gängen und Durchfahrten
abstellt,
7. die Verhaltensregeln
nach § 9
nicht beachtet,
8. entgegen 9 Abs. 3 Nr. 1
Waren im
Umhergehen anbietet,
9. entgegen § 9 Abs. 3 Nr.
2 und 3
Tiere oder Fahrzeuge
mitführt,
10. den Zutritt nach § 9
Abs. 4 Satz 1
nicht gestattet,
11. sich nach § 9 Abs. 4
Satz 2 nicht
ausweist,

1 oder 2 Gewerbeordnung
zugelassene Waren
feilbietet.
(2) Ordnungswidrig im
Sinne des § 142 Abs. 1 Nr.
1 der Gemeindeordnung
Baden-Württemberg
handelt ferner, wer
vorsätzlich oder fahrlässig
1. einer
Räumungsaufforderung
der Ortspolizeibehörde
nach § 2 nicht nachkommt;
2. nach § 5 trotz
Untersagung Zutritt zum
Wochenmarkt verschafft;
3. gem. § 6 Waren
ohne Erlaubnis der
Verwaltung oder trotz
Versagung der Erlaubnis
durch die Verwaltung auf
dem Markt verkauft,
Bedingungen oder
Auflagen der Verwaltung
nicht erfüllt oder
eigenmächtig den
Standplatz wechselt;
4. entgegen § 6 Abs. 7
Satz 2 seiner
Räumungspflicht nicht
nachkommt;
5. entgegen § 7
Waren,
Verkaufseinrichtungen und
sonstige
Betriebsgegenstände
früher als eine Stunde vor
Beginn der Marktzeit
anfährt, auspackt oder
aufstellt oder diese nicht
spätestens eine Stunde
nach Beendigung der
Marktzeit entfernt;. wer
entgegen § 8 Abs. 1 eine
andere
Verkaufseinrichtung als
Verkaufswagen, Anhänger
oder Stand benutzt;
6. entgegen § 8 Abs. 2
ein Fahrzeug, dass keine
Verkaufseinrichtung oder

1 oder 2 Gewerbeordnung
zugelassene Waren
feilbietet.
(2) Ordnungswidrig im
Sinne des § 142 Abs. 1 Nr.
1 der Gewerbeordnung
Gemeindeordnung Baden-
Württemberg handelt
ferner, wer vorsätzlich
oder fahrlässig
1. einer
Räumungsaufforderung
der Ortspolizeibehörde
nach § 2 nicht nachkommt;
2. 2. nach § 5 trotz
Untersagung Zutritt zum
Wochenmarkt verschafft;
3. gem. § 6 Waren
ohne Erlaubnis der
Verwaltung oder trotz
Versagung der Erlaubnis
durch die Verwaltung auf
dem Markt verkauft,
Bedingungen oder
Auflagen der Verwaltung
nicht erfüllt oder
eigenmächtig den
Standplatz wechselt;
4. entgegen § 6 Abs. 7
Satz 2 seiner
Räumungspflicht nicht
nachkommt;
Abs. 6 über 5.

entgegen § 7
Waren,
Verkaufseinrichtungen und
sonstige
Betriebsgegenstände
früher als eine Stunde vor
Beginn der Marktzeit
anfährt, auspackt oder
aufstellt oder diese nicht
spätestens eine Stunde
nach Beendigung der
Marktzeit entfernt;. wer
entgegen § 8 Abs. 1 eine
andere
Verkaufseinrichtung als
Verkaufswagen, Anhänger
oder Stand benutzt;



12. den Marktplatz
entgegen § 10
Abs. 1 verunreinigt,
13. gegen die Vorschriften
zur Reinigung der
Standplätze nach § 10
Abs. 2 Nr. 1-3 verstößt.
(3) Die Ordnungswidrigkeit
kann in
den Fällen des Absatzes 1
nach §
146 Abs. 3 der
Gewerbeordnung
und in den Fällen des
Absatzes 2
nach § 142 Abs. 2 der
Gemeindeordnung in
Verbindung mit § 17 Abs.
1 und 2 des Gesetzes
über
Ordnungswidrigkeiten mit
einer
Geldbuße bis zu 1.000
Euro
geahndet werden.

Teil einer
Verkaufseinrichtung eines
von der Verwaltung
erlaubten Marktstandes
ist, während der Marktzeit
auf dem Marktplatz
abstellt;
7. eine
Verkaufseinrichtung
entgegen der
Voraussetzungen des § 8
Abs. 3 bis 4 aufbaut oder
aufstellt;
8. der
Kennzeichnungspflicht
nach § 8 Abs. 5 nicht
nachkommt;
9. Plakate, Werbung
oder Schilder entgegen §
8 Abs. 6 anbringt;
10. Gänge oder
Durchfahrten nach § 8
Abs. 7 verstellt;
11. durch sein
Verhalten auf dem
Marktplatz und den
Zustand seiner Sachen
Personen oder Sachen
schädigt, gefährdet oder
mehr als nach den
Umständen unvermeidbar
behindert oder belästigt;
12. entgegen von § 9
Abs. 3 Nr.1 Waren im
Umhergehen anbietet;
13. einem Beauftragten
der amtlich zuständigen
Stelle entgegen § 9 Abs. 4
Satz 1 den Zutritt zu den
Standplätzen und
Verkaufseinrichtungen
verweigert oder sich
diesen gegenüber nicht
gemäß § 9 Abs. 4 Satz 2
ausweist;
14. entgegen von § 10
Abs. 1 Nr. 1 Standplätze,
sowie die angrenzenden
Gangflächen während der
Benutzungszeit nicht von
Schnee und Eis freihält;

6. entgegen § 8 Abs. 2
ein Fahrzeug, dass keine
Verkaufseinrichtung oder
Teil einer
Verkaufseinrichtung eines
von der Verwaltung
erlaubten Marktstandes
ist, während der Marktzeit
auf dem Marktplatz
abstellt;
7. eine
Verkaufseinrichtung
entgegen der
Voraussetzungen des § 8
Abs. 3 bis 4 aufbaut oder
aufstellt;
8. der
Kennzeichnungspflicht
nach § 8 Abs. 5 nicht
nachkommt;
9. Plakate, Werbung
oder Schilder entgegen §
8 Abs. 6 anbringt;
Gängen und 10. Gänge
oder Durchfahrten nach §
8 Abs. 7 verstellt;
8. 11. durch sein
Verhalten auf dem
Marktplatz und den
Zustand seiner Sachen
Personen oder Sachen
schädigt, gefährdet oder
mehr als nach den
Umständen unvermeidbar
behindert oder belästigt;
entgegen von § 9 Abs. 3
Nr.1 Waren im
Umhergehen anbietet;
13. einem Beauftragten
der amtlich zuständigen
Stelle entgegen § 9 Abs. 4
Satz 1 den Zutritt zu den
Standplätzen und
Verkaufseinrichtungen
verweigert oder sich
diesen gegenüber nicht
gemäß § 9 Abs. 4 Satz 2
ausweist;
14. entgegen von §
10Abs. 1 Nr. 1
Standplätze, sowie die



entgegen von § 10 Abs. 1
Nr. 2 Papier und andere
leichte Materialien nicht
gegen Verwehung durch
Wind sichert;
15. entgegen von §
10Abs. 2 Nr. 3

Verpackungsmateri
al, Marktabfälle oder
marktbedingten Kehricht
vom Standplätzen, den
angrenzenden
Gangflächen oder nicht
belegten, unmittelbar
benachbarten Ständen
nicht in die bereitgestellten
Gefäße, Container oder
Geräte einzufüllen und die
bezeichneten Flächen vor
Verlassen des Marktes
dem Beauftragten der
Verwaltung gereinigt zu
übergeben.
(2) Die
Ordnungswidrigkeit kann
in
den Fällen des Absatzes 1
nach §
146 Abs. 3 der
Gewerbeordnung
und in den Fällen des
Absatzes 2
nach § 142 Abs. 2 der
Gemeindeordnung in
Verbindung mit § 17
Abs. 1 und 2 des
Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten mit
einer
Geldbuße bis zu 1.000
Euro
geahndet werden.

angrenzenden
Gangflächen während der
Benutzungszeit nicht von
Schnee und Eis freihält;
entgegen von § 10 Abs. 1
Nr. 2 Papier und andere
leichte Materialien nicht
gegen Verwehung durch
Wind sichert;
(3) 15.entgegen von §
10Abs. 2 Nr. 3

Verpackungsmateri
al, Marktabfälle oder
marktbedingten Kehricht
vom Standplätzen, den
angrenzenden
Gangflächen oder nicht
belegten, unmittelbar
benachbarten Ständen
nicht in die bereitgestellten
Gefäße, Container oder
Geräte einzufüllen und die
bezeichneten Flächen vor
Verlassen des Marktes
dem Beauftragten der
Verwaltung gereinigt zu
übergeben.
(2) Die
Ordnungswidrigkeit kann
in den Fällen des
Absatzes 1 nach §
146 Abs. 3 der
Gewerbeordnung
und in den Fällen des
Absatzes 2
nach § 142 Abs. 2 der
Gemeindeordnung in
Verbindung mit § 17
Abs. 1 und 2 des
Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten mit
einer
Geldbuße bis zu 1.000
Euro
geahndet werden.

§ 13 Inkrafttreten
Die Wochenmarktsatzung
tritt mit der
Veröffentlichung in Kraft.

§ 14 Inkrafttreten
Die Wochenmarktsatzung
tritt mit der
Veröffentlichung in Kraft.

Änderung der
fortlaufenden
Nummerierung
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